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Anfrage zur mündlichen Beantwortung O-000062/2021
an den Vizepräsidenten der Kommission/Hohen Vertreter der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik
Artikel 136 der Geschäftsordnung
Hannah Neumann (Verts/ALE), Michèle Rivasi (Verts/ALE), Erik Marquardt (Verts/ALE), Salima 
Yenbou (Verts/ALE), Mounir Satouri (Verts/ALE), Tineke Strik (Verts/ALE), Markéta Gregorová 
(Verts/ALE), Margrete Auken (Verts/ALE), Anna Cavazzini (Verts/ALE), Jordi Solé (Verts/ALE), 
Ernest Urtasun (Verts/ALE), Nathalie Loiseau (Renew), Maria Arena (S&D), Klemen Grošelj 
(Renew), Yannick Jadot (Verts/ALE), Diana Riba i Giner (Verts/ALE), Pierrette Herzberger-Fofana 
(Verts/ALE), Özlem Demirel (The Left), Alviina Alametsä (Verts/ALE), Javier Nart (Renew), Katrin 
Langensiepen (Verts/ALE), Sergey Lagodinsky (Verts/ALE), Reinhard Bütikofer (Verts/ALE), 
Heidi Hautala (Verts/ALE), Petras Auštrevičius (Renew), Robert Biedroń (S&D), Thomas Waitz 
(Verts/ALE), Raphaël Glucksmann (S&D), Fabio Massimo Castaldo (NI), Arnaud Danjean (PPE), 
Viola Von Cramon-Taubadel (Verts/ALE), Sven Giegold (Verts/ALE), Alexandra Geese 
(Verts/ALE), Niklas Nienaß (Verts/ALE), Michael Bloss (Verts/ALE), Saskia Bricmont (Verts/ALE)

Betrifft: Verantwortung der EU für den Schutz der örtlichen Bediensteten, die aufgrund ihrer 
Arbeitsbeziehungen zur EU zur Zielscheibe von Angriffen werden

Die EU ist dafür verantwortlich, örtliche Bedienstete zu schützen, die aufgrund ihrer 
Arbeitsbeziehungen zur EU zur Zielscheibe von Angriffen werden, darunter diejenigen, die für 
Missionen im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik, die Delegationen der 
EU, die Generaldirektionen Europäischer Katastrophenschutz und humanitäre Hilfe und Internationale 
Partnerschaften der Kommission sowie im Rahmen sonstiger Maßnahmen, Programme und Projekte 
der EU tätig sind.

Die Organe der EU beschäftigen örtliche Bedienstete in zahlreichen Drittländern, darunter 
Krisenregionen und Kriegsgebiete. Als Arbeitgeber ist die EU für die Sicherheit ihrer örtlichen 
Bediensteten verantwortlich, insbesondere derjenigen, deren Leben aufgrund ihrer 
Arbeitsbeziehungen zur EU gefährdet ist.

Die Notlage in Afghanistan nach der Machtübernahme der Taliban im August 2021 hat jedoch 
verdeutlicht, dass die Schutzmaßnahmen dringend geklärt und verbessert werden müssen. Der Hohe 
Vertreter der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und Vizepräsident für ein stärkeres Europa in 
der Welt (HR/VP) wird daher um die Beantwortung der folgenden Fragen ersucht:

1. Lehren: Welche Lehren wurden aus dem Wiedererstarken der Taliban in Afghanistan im Jahr 
2021 im Hinblick auf den Schutz und die Evakuierung der örtlichen Bediensteten der Organe der 
EU, darunter Vertragsbedienstete und Durchführungspartner von von der EU geförderten 
Projekten, gezogen?

2. Örtliche Bedienstete und ihre Schutzbedürfnisse: i) Was versteht die EU unter „örtlichen 
Bediensteten“ im Rahmen der bestehenden Schutzregelungen? ii) Welche Art von 
Schutzmaßnahmen sehen die Organe der EU für ihre örtlichen Bediensteten vor? iii) Welche 
Änderungen in Bezug auf i) und ii) hält der HR/VP nach den Erfahrungen in Afghanistan für 
notwendig?

3. Geschäftsordnung und Koordinierung mit den Mitgliedstaaten: i) Welche formellen Verfahren 
gelten für den Schutz örtlicher Bediensteter in Notfällen, darunter im Falle einer Evakuierung? ii) 
Welche Koordinierungsmechanismen wurden gemeinsam mit den Mitgliedstaaten eingerichtet, 
insbesondere im Hinblick auf die Erteilung von Visa und die Umsiedlung? iii) Aus welchen 
Haushaltslinien der EU werden diese Kosten gedeckt? iv) Welche Änderungen in Bezug auf i), ii) 
und iii) hält der HR/VP nach den Erfahrungen in Afghanistan für notwendig?
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